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Sitzungsvorlage  

 
Beratungsfolge Sitzungsdatum 
 

1.  Kenntnisgabe Integrationsrat öffentlich 04.06.2025 

 
 

Stellungnahme: Landesintegrationsrat NRW kritisiert Koalitionsvertrag: Rückschritt statt 
Willkommenskultur 
 
Der Integrationsrat der Stadt Eschweiler nimmt die Stellungnahme und Pressemitteilung des Landesintegrations-
rats zur Kenntnis. 
 
 
 
 

A 14-Rechnungsprüfungsamt 

 Gesehen    Vorgeprüft 

 

gez. Molls 
 

Datum: 21.05.2025                       

 

i. V. Duikers   
 

1  2  3  4  

 zugestimmt  zugestimmt  zugestimmt  zugestimmt 

 zur Kenntnis genommen  zur Kenntnis genommen  zur Kenntnis genommen  zur Kenntnis genommen 

 abgelehnt  abgelehnt  abgelehnt  abgelehnt 

 zurückgestellt  zurückgestellt  zurückgestellt  zurückgestellt 

Abstimmungsergebnis Abstimmungsergebnis Abstimmungsergebnis Abstimmungsergebnis 

 einstimmig  einstimmig   einstimmig  einstimmig 

 ja 

 

 ja  ja 

 

 

 ja 

 nein 

 

 nein  nein 

 

 

 nein 

 Enthaltung 

 

 

 Enthaltung  Enthaltung  Enthaltung 
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Sachverhalt: 
Beigefügt wird dem Integrationsrat eine Stellungnahme des Landesintegrationsrates zum Koalitionsvertrag zur 
Aussprache zur Kenntnis gegeben, in der der Landesintegrationsrat die fehlende Wertschätzung für Menschen mit 
internationaler Familiengeschichte im Koalitionsvertrag bemängelt. Diese wird als eine besorgniserregende Absage 
an das gleichberechtigte Zusammenleben und die gelebte Vielfalt kritisiert. Der Landesintegrationsrat zeigt sich 
insbesondere besorgt, da der Inhalt des beschlossenen Koalitionsvertrags den Zusammenhalt innerhalb der 
deutschen Gesellschaft schwäche und hierdurch die Gefahr besteht, dass die Menschen in Deutschland das 
Vertrauen in die Demokratie verlieren könnten. 
 
Der Landesintegrationsrat fordert hier ein umfängliches Programm gegen gesellschaftliche Tendenzen von 
Rassismus und Rechtsextremismus. Die Bundesrepublik Deutschland solle sich eher als ein selbstbewusstes 
Einwanderungsland begreifen und eine zukunftsfähige Integrationspolitik verfolgen, die Chancengleichheit und 
gesellschaftliche Teilhabe betont sowie vorhandene Potentiale ausschöpft. 
 
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
keine finanziellen Auswirkungen 
 
 
 
Personelle Auswirkungen: 
keine personellen Auswirkungen 
 
 
 
Anlagen: 
PM_Koalitionsvertrag 
Stellungnahme zum Koalitionsvertrag der neuen Bundesregierung_def 
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